65594 Runkel, den 27. Januar 2010
Niederschrift

über die     40. ordentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel.

Zu der für heute, Mittwoch, den 27.01.2010, um 19.30 Uhr in den Sitzungssaal des Rathauses in Runkel einberufenen 40. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung, zu der ordnungsgemäß geladen war, sind erschienen:

Als stimmberechtigte Stadtverordnete:

	1. Armin Naß

2. Martin Belz

3. Horst Bender

4. Bernd Eckert

5. Bernhard Brahm

6. Manfred Hastrich

7. Christoph Demel
8. Andreas Dorn
9. Volker Rosbach
10. Michaela Thomas

11. Günter Daniel
12. Jörn Uhl
13. Dr. Gerhard Ruttmann
	14. Günter Gebhart

15. Margret Bergmeier
16. Hugo Schmidt

17. Wolfgang Falk
18. Arnold Nies
19. Eberhard Bremser

20. Michael Kilb
21. Wolfgang Ackermann
22. Erhard Becker

23. Thomas Kuhlisch

24. Bernd Polomski




Seitens des Magistrates:

	1. Bürgermeister Friedhelm Bender
2. Michael Uhl
3. Antonius Duchscherer


	4. Theo Schmidt

5. Lothar Christl

6. Sabine Hemming

9.   Gertrud Burggraf


Die Mitglieder wurden durch Einladung vom 21.01.2010 ordnungsgemäß einberufen. Die Ladung wurde am 21.01.2010 zugestellt. Zwischen dem Ladungs- und dem Sitzungstag lagen mehr als drei freie Tage. Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach stellt zu Beginn der Sitzung um 19.35 Uhr die Beschlussfähigkeit der 40. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung fest.

Entschuldigt fehlen seitens der CDU-Fraktion die Herren Stadtverordneten Jürgen Arnold, Frank Burggraf, Horst Christmann, seitens der SPD-Fraktion die Herren Stadtverordneten Dieter Beul, Rainer Röth, Hans-Karl Trog und Herr Stadtverordneter Lothar Burggraf von der BL sowie die Herren Stadträte Heiko Steinhauer und Wolf-Dirk Räbiger.
- 2 -    

Tagesordnung:
Punkt 1

Anfragen an den Magistrat

Punkt 2

Verkauf städtisches Grundstück;

hier:
Grundstück Gemarkung Schadeck, Flur 1, Flurstück 222, Größe 324 m² 

Punkt 3

Bauleitplanung der Stadt Runkel;

hier:
Bebauungsplan „Feuerwehrgerätehaus Runkel / Schadeck“

Punkt 4

1.Änderung des rechtskräftigen Flächennutzungsplans der Stadt Runkel im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans „Nördlich des Ulmenweges / Südöstlich des Ahornweges“;

hier:
Offenlagebeschluss gemäß § 3 Absatz 2 BauGB

Punkt 5

Bebauungsplan „Nördlich des Ulmenweges/Südöstlich des Ahornweges“;

hier:
Abwägungs- und Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB

Punkt 6

Gefahrgutüberwachung;

hier:
Bildung eines gemeinsamen örtlichen Ordnungsbehördenbezirks

Punkt 7

Kostenregelung des gemeinsamen Ordnungsbehördenbezirks

Punkt 8

Prüfung der Jahresrechnung für das Haushaltsjahr 2008;

hier:
Verweisung in den HFA

Punkt 9

Kreditaufnahme

Punkt 10

Vorabinanspruchnahme eines Kassenkredits in Höhe von 5 Mio. Euro;

hier:
Entscheidung der Stadtverordnetenversammlung
Punkt 11

Neubau eines Feuerwehrgerätehauses im Stadtteil Runkel;

hier:
Verweisung in den Bauausschuss zur weiteren Erörterung und Erarbeitung der Umsetzungskriterien zusammen mit dem Magistrat

Punkt 12

Genehmigung der Niederschrift vom 18.12.2009

Punkt 13
Mitteilungen des Magistrats 
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Zunächst begrüßt Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach die anwesenden Gäste und insbesondere die Vertreter der heimischen Presse.

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach gedenkt an Herrn Hermann W. Machoi.
Liebe Kolleginnen und Kollegen,

am 02. Januar 2010 ist unser langjähriger Kollege, Herr Hermann W. Machoi nach einer heimtückischen Erkrankung im Alter von nur 61. Jahren verstorben. Hermann Machoi hat sich für das Gemeinwesen verdient gemacht, als langjähriges Mitglied der Stadtverordnetenversammlung, als ehrenamtlicher Stadtrat sowie bis zu seinem frühen Tode als Ortsvorsteher des Stadtteils Ennerich und als Vorsitzender des Sportclubs Ennerich.  Viele Aktivitäten im Ortsteil Ennerich gehen auf seine Initiative zurück.

Mit Hermann Machoi hat die Stadt Runkel und der Stadtteil Ennerich einen über die Parteigrenzen anerkannten und geschätzten Ortspolitiker verloren.

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich darf Sie bitten, sich von Ihren Plätzen zu erheben und des Verstorbenen in Stille zu Gedenken.

Vielen Dank

Anschließend stellt Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach fest, dass zur Tagesordnung keine Änderungswünsche vorliegen.

Punkt 1

Anfragen an den Magistrat

Herr Bürgermeister Bender teil mit, dass eine Anfrage der BL eingegangen ist.

Diese lautet wie folgt:

Sehr geehrte Damen und Herren,
in der Sitzung der Stadtverordneten am 22.10.2008 wurde unter Top 5 beschlossen, dass die Stadt Runkel sich der Einkaufskooperation für den Digitalfunk anschließt und für das Haushaltsjahr 2010 insgesamt 206.000 Euro bereitstellt.

Wie ist der augenblickliche Stand der Entwicklung des schon lange angekündigten Digitalfunks BOS.

Muss mit der Inanspruchnahme der zu veranschlagenden Mittel in 2010 tatsächlich gerechnet werden?

Herr Bürgermeister Bender antwortet:

Der Zeitplan für die Einführung sieht derzeit vor, in Hessen Anfang 2010 mit dem Probebetrieb zu beginnen. Weiterhin soll der landesweite Aufbau des Netzes voraussichtlich bis Ende 2012 abgeschlossen sein. Als Dienststellen für den Probebetrieb sind zunächst die Branddirektion Frankfurt am Main für Feuerwehr und Rettungsdienst sowie die Polizeidirektion Wiesbaden vorgesehen. Weiterhin ist geplant, dass später in Kassel ein weiterer Probebetrieb unter Beteiligung von Polizei und Feuerwehr aufgenommen wird.
Nach erfolgreichem Abschluss des jeweiligen Probebetriebs werden diese und die übrigen Dienststellen schrittweise in definierten Ausstattungsbereichen über den erweiterten Probebetrieb in den Wirkbetrieb übergeleitet.
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Zweite Frage:

Eine Pressemeldung vom 07.03.2008 lautete:

Die Bundesregierung will die Lücken bei schnellen Internetzugängen auf dem Land bis zum Frühjahr 2009 gemeinsam mit Ländern, Kommunen und der Wirtschaft fast vollständig schließen. Das Problem könne „binnen zwölf Monaten“ weitgehend gelöst werden, sagte der Parlamentarische Wirtschaftsstaatssekretär Hartmut Schauert /CDU) heute im Bundestag.
Im Bundeshaushalt sind von 2008 bis 2010 nach Angaben des Verbraucherministeriums für zusätzliche Breitbandanschlüsse 30 Millionen Euro vorgesehen, von den Ländern rund 20 Millionen Euro.

Hat Runkel hiervon nicht abbekommen?

Wir werden sehr häufig gefragt, wann es in der gesamten Stadt Runkel endlich auch möglich sein wird, das Internet mit hoher Leistung zu empfangen.

Gewerbetreibende sind immer mehr gezwungen, sich nicht nur im Internet darzustellen, sondern sind auch auf einen schnellen Internetzugang angewiesen.

Nicht zuletzt ist die Möglichkeit, im gesamten Stadtgebiet einen schnellen Internetzugang zu haben, eine nicht zu vernachlässigende Werbung um die Ansiedlung von Unternehmen.

Welche Aktivitäten sind in welchem Zeitraum hier zu erwarten oder bereits angegangen worden.

Kann ein Zieldatum genannt werden, wann im gesamten Stadtgebiet ein schneller Internetzugang die Regel ist.

Wir bitten Sie, diese Fragen anlässlich der Sitzung der Stadtverordneten am 27.01.2010 zu beantworten.

Freundliche Grüße

Erhard Becker
Herr Bürgermeister antwortet zu Frage 2:
Die Stadt Runkel hat bisher trotz intensiver Bemühungen keine Fördermittel bekommen und auch keine in Aussicht. In der Sache haben bereits mehrere Gespräche mit Bürgermeisterkollegen stattgefunden.

Die Stadt Runkel versucht, im Rahmen einer interkommunalen Kooperation gemeinsam mit den Kommunen Brechen, Bad Camberg, Weinbach, Villmar, Waldems und Weilrod die Möglichkeiten zur kurzfristigen und kostengünstigen Verbesserung der DSL-Versorgung abzuklären. Die Federführung der Verhandlungen hat Herr Bürgermeister Schlenz, Gemeinde Brechen, übernommen. Den beteiligten Kommunen wird zeitnah der Entwurf eines Kooperationsvertrages vorgelegt.

Für die hierbei benötigte Beratungsleistung durch Dritte sollen Fördermittel des Landes Hessen in Anspruch genommen werden.

Durch die interkommunale Kooperation soll der Bedarf der zu versorgenden Haushalte ermittelt und in einem zweiten Schritt die notwendigen Maßnahmen (Funk, Erdkabel etc.) gebündelt am Markt nachgefragt werden. Hierdurch können Kosteneinsparungen erzielt werden.
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Die auf die Stadt Runkel entfallenden Planungskosten werden mit ca. € 17.000,-- veranschlagt.

Im Rahmen der anstehenden Arbeiten wird überprüft, ob der in der Gemarkung Ennerich noch aufzustellende Sendemast zur Errichtung eines digitalen Funknetzes für Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) in das zukünftige DSL- und Handynetz für Ennerich und Steeden integriert werden kann.
Ergänzend wird geprüft, ob ein in der Gemarkung Gräveneck aufzustellender Sendemast für BOS-Zwecke für die Versorgung des Stadtteils Wirbelau herangezogen werden kann.
Punkt 2
Verkauf städtisches Grundstück;

hier:
Grundstück Gemarkung Schadeck, Flur 1, Flurstück 222, Größe 324 m² 
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, das vorgenannte Grundstück an Frau Nicola Reusch aus Schadeck zu veräußern. Der Verkaufspreis beträgt 10,-- €/m². In den Grundstückskaufvertrag wird aufgenommen, dass Frau Reusch sich mit einem Betrag von 200,-- € an den Kosten für die anstehende Änderung des Bebauungsplans „Auf dem Habichtsfang“ beteiligt. Es wird weiterhin der Hinweis aufgenommen, dass Frau Reusch die auf das vertragsgegenständliche Grundstück entfallenden Erschließungsbeiträge im Rahmen des Endausbaus des Baugebiets „Auf dem Habichtsfang“ übernimmt. Darüber hinaus wird abschließend in den Grundstückskaufvertrag der Hinweis aufgenommen, dass auf der privaten Grünfläche die Errichtung baulicher Anlagen nicht zulässig ist. 

Abstimmung:

Einstimmig
Punkt 3
Bauleitplanung der Stadt Runkel;

hier:
Bebauungsplan „Feuerwehrgerätehaus Runkel / Schadeck“ 

Herr Bürgermeister Bender erläutert die Verwaltungsvorlage.

Herr Stadtverordneter Becker (BL) fragt nach, welche Pläne für das jetzige Feuerwehrgebäude in Schadeck bestehen, wenn das neue Feuerwehrgerätehaus verwirklicht wird? 

Herr Bürgermeister Bender gibt zur Antwort, dass es nur einen Plan gibt, der wie folgt lautet:

Das Gebäude wird anschließend nicht mehr in der Zuständigkeit und somit auch nicht mehr in der Kostenträgerschaft der Stadt Runkel sein (Stand heute lautet die Option: Gebäudeverkauf). 
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, die Aufstellung des Bebauungsplans „Feuerwehrgerätehaus Runkel / Schadeck“ gemäß § 2 Absatz 1 BauGB im Stadtteil Runkel mit den Festsetzungen des § 9 Absatz 1 BauGB zu beschließen.

Der Geltungsbereich des Plangebietes ist aus der Kartenskizze ersichtlich, die Bestandteil dieses Beschlusses ist.

Der Magistrat wird beauftragt, das Bauleitplanverfahren gemäß BauGB einzuleiten und die Beteiligungsverfahren gemäß § 3 Absatz 1, § 4 Absatz 1 und § 4 Absatz 2 BauGB sowie die öffentliche Auslegung der Planentwürfe gemäß § 3 Absatz 2 BauGB durchzuführen.

Abstimmung:

Einstimmig
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Punkt 4

1.Änderung des rechtskräftigen Flächennutzungsplans der Stadt Runkel im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans „Nördlich des Ulmenweges / Südöstlich des Ahornweges“;

hier:
Offenlagebeschluss gemäß § 3 Absatz 2 BauGB
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung fasst nachfolgende Beschlüsse:

1. Die in der Anlage befindlichen Beschlussempfehlungen zu dem im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Absatz 1BauGB „Beteiligung der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange“ zu dem Vorentwurf „Änderung Flächennutzungsplan“ vorgebrachten Anregungen und Hinweise werden als Stellungnahme der Stadt Runkel beschlossen.

2. Der Vorentwurf der Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Runkel, Stadtteil Schadeck, wird als Entwurf beschlossen.

3. Der Entwurf ist gemäß § 3 Absatz 2 BauGB für die Dauer eines Monats öffentlich auszulegen. Die Anhörung der Träger öffentlicher Belange findet zeitgleich statt.

Abstimmung:

Einstimmig
Punkt 54
Punkt 6
Gefahrgutüberwachung;

hier:
Bildung eines gemeinsamen örtlichen Ordnungsbehördenbezirks 

Herr Bürgermeister Bender erläutert ausführlich die Verwaltungsvorlage.

Herr Stadtverordneter Becker (BL) fragt nach den auszuführenden Tätigkeiten und den anfallenden Kosten.
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Herr Bürgermeister Bender führt aus, dass sich die Kosten im Jahr 2009 auf 5.385,-- € belaufen haben. 
Der/die Ordnungsbeamte/in wird z. B. Tätigkeiten von Gefahrgutüberwachungen bei Privatunternehmen (Tankstellen, Pkw-Abstellplatz in Eschhofen etc.)  und in der Verwaltung durchführen.
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Bildung eines gemeinsamen örtlichen Ordnungsbehördenbezirks.  

Abstimmung:

Einstimmig
Punkt 7

Kostenregelung des gemeinsamen Ordnungsbehördenbezirks
Herr Bürgermeister Bender erläutert, dass der Verwaltungskostenbeitrag neu errechnet wird.

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach ergänzt, dass die Stadt Runkel wegen der Freistellungsphase der Altersteilzeit einen Obolus an die Stadt Weilburg entrichten muss.

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Änderung des öffentlich-rechtlichen Vertrages zur Kostenträgerschaft des gemeinsamen Ordnungsbehördenbezirks.
Abstimmung:

Einstimmig
Punkt 8
Prüfung der Jahresrechnung für das Haushaltsjahr 2008;

hier:
Verweisung in den HFA
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Verweisung in den Haupt- und Finanzausschuss. Die Stadtverordnetenversammlung entscheidet gemäß § 114 HGO über die Entlastung des Magistrats. 

Abstimmung:

Einstimmig
Punkt 9
Kreditaufnahme

Herr Bürgermeister Bender berichtet:
Bei der heute zu behandelnden Kreditaufnahme handelt es sich um eine Maßnahme in Form des genehmigten Haushaltes 2009. Da die Kreditaufnahme im derzeitigen Haushalt enthalten war und wir gerne die Möglichkeit noch nutzen möchten die äußerst günstigen Zinskonditionen wahrzunehmen ist dieser Antrag heute gestellt.
Es wurden 6 Geldinstitute abgefragt (s. Tischvorlage). Vorschlag ist, dass wir uns aufgrund der Konditionen auf die Gesamtlaufzeit verständigen, wo sich die Zinskonditionen derzeit von 4,045 % bis 4,090 % bewegen. Da die KSK Weilburg die günstigste Anbieterin ist, schlagen wir diese auch vor. 
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Zurzeit ist dieser Betrag noch nicht erforderlich. Wir möchten die Möglichkeit nutzen, ein zinsgünstiges genehmigtes Darlehen aufzunehmen, um die Maßnahme im Laufe des Jahres realisieren zu können. 
Herr Stadtverordneter Becker (BL) fragt nach, warum die Stadtverordnetenversammlung nochmals einen Beschluss fassen soll. Der HH-Plan und die HH-Satzung (beinhalten Kreditaufnahme) aus dem HH-Jahr 2009 ist von der Stadtverordnetenversammlung genehmigt und wurde dem Magistrat zur Umsetzung an die Hand gegeben. 
Herr Bürgermeister Bender erklärt, dass es Pflicht ist, dass das Parlament zeitnah über die Vergabe dieses Kredites zu befinden hat.  

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Aufnahme des in § 2 der Haushaltssatzung 2009 ausgewiesenen Kredites in Höhe von 740.000,-- € zu den Konditionen von 2 % Tilgung, Zinsfestschreibung, Gesamtlaufzeit und einem Zinssatz von derzeit 4,045 % bei der KSK Weilburg/Helaba. 

Die Kreditaufnahme setzt sich wie folgt zusammen:
613.000,-- € des Kreditvolumens ist vorgesehen für die zu tragende Eigenleistung zur Durchführung des Abwassersofortprogrammes des Landes Hessen im Bereich Runkel-Dehrn.

127.000,-- € zur Finanzierung der für 2009 beschlossenen Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen.

Abstimmung:

23 Ja-Stimmen
1 Enthaltung
Punkt 10
Vorabinanspruchnahme eines Kassenkredits in Höhe von 5 Mio. Euro;

hier:
Entscheidung der Stadtverordnetenversammlung
Herr Bürgermeister Bender führt aus, dass schwierige Zeiten intelligente Lösungen erfordern. Hintergrund der Vorabinanspruchnahme ist der, dass wir beim „Kappesborder Berg“ im vergangenen Jahr erstmalig eine Zinsleistung von 100.000,-- € getätigt haben. In den Jahren davor wurden keine Zinsleistungen gezahlt. Dies hat zur Folge, dass wir Stand heute nicht mehr bei dem Baulandpreis von 110,-- €/m² stehen. Aufgrund dieses aufgelaufenen Betrages muss die Stadt 150.000,-- €/Zinsleistungen an die HLG zahlen, damit der m²-Preis von 110,-- € aufrechterhalten werden kann. Wenn wir diese Möglichkeit realisieren, haben wir nach dem aktuellen Stand eine Zinseinsparung von 98.000,-- € pro Jahr. Die Leistungen, die die Stadt Runkel für den „Kappesborder Berg“ der HLG gegenüber zu erbringen hat, betragen derzeit 3,7 Millionen Euro plus einen gewissen Betrag für den Endausbau. 
Herr Stadtverordneter Daniel (SPD) bittet um Darstellung, wie sich die 98.000,-- € errechnen. 

Herr Bürgermeister Bender erklärt die Errechnung:

Die derzeitige Zinsleistung, die die Stadt Runkel an die HLG zu leisten hat, beträgt 4,1 %. Das eingeholte Angebot des Kassenkredites bewegt sich bei 1,3 %. Die Differenz ergibt die 98.000,-- €.

Herr Stadtverordneter Gebhart (SPD) erwähnt, dass der Beschluss einen deklaratorischen Charakter hat, denn die Inanspruchnahme kann erst erfolgen, wenn der Haushalt mit Satzung genehmigt ist. Für ihn stellt sich die Frage, warum heute darüber einen Beschluss gefasst werden soll.
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Herr Bürgermeister Bender erklärt, dass der Magistrat die Beschlussfassung der Stadtverordnetenversammlung vorgelegt hat, weil es auf Landesebene eine gewisse Anstrengung gibt, für die Kommunen in Anbetracht der schwierigen Situation diese Möglichkeit umzusetzen. Er möchte beim HSG melden können, jawohl auch die Stadt Runkel wäre dazu bereit. 

Herr Stadtverordneter Becker (BL) führt zum Inhalt eines Kassenkredites Folgendes aus:

Der Kassenkredit dient eigentlich zur rechtzeitigen Leistung der Ausgaben und kann nur in Anspruch genommen werden, wenn aktuell keine anderen Mittel zur Verfügung stehen. Insofern ist für Kassenkredite eigentlich ein ganz enger Verwendungszweck anzulegen. Mit den zu finanzierenden, fällig werdenden laufenden Verwaltungsausgaben und –aufgaben, werden mit dem Kassenkredit diese Ausgaben vorfinanziert. Dies kann aber nur kurzfristig sein, bis die Einnahmen die eigentlich für die Bestreitung der Ausgaben gedacht sind in der Kasse sind. Dahin gehend hat die Fraktion beraten, unter Beachtung dieser engen Auslegung und wirklich nur, wenn diese Vorgaben eingehalten werden, dem Ansinnen auf Erhöhung des Kassenkredites im nächsten Haushaltsplan zuzustimmen. 
Herr Bürgermeister Bender stimmt der Ausführung von Herrn Becker zu, erklärt aber, dass das Vorgehen keine Runkeler Erfindung ist, sondern, es sind einige Kommunen in Hessen (möchte er namentlich nicht nennen) die genau diese Variante nutzen, um ihre Zinsbelastung zu reduzieren. Diese Kommunen machen es auch mit Duldung bzw. Genehmigung der Aufsicht.  „Schwierige Zeiten bedürfen manchmal auch schwierige Entscheidungen“. 
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Erhöhung des Kassenkredites von 1,5 Mio. Euro auf 5 Mio. Euro für das HH-Jahr 2010. 

Abstimmung:

20 Ja-Stimmen
1 Nein-Stimme
3 Enthaltungen
Punkt 11

Neubau eines Feuerwehrgerätehauses im Stadtteil Runkel;

hier:
Verweisung in den Bauausschuss zur weiteren Erörterung und Erarbeitung der Umsetzungskriterien zusammen mit dem Magistrat 
Nach Erläuterung durch Herrn Bürgermeister Bender wird nachfolgender Beschluss gefasst.

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Verweisung in den Haupt- und Finanzausschuss sowie in den Bau- und Umweltausschuss. 
Abstimmung:

Einstimmig
Punkt 12
Genehmigung der Niederschrift vom 18.12.2009 
Das Protokoll der Sitzung vom 18.12.2009 wird einstimmig genehmigt.
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Punkt 13

Mitteilungen des Magistrats 

Herr Bürgermeister Bender führt Folgendes aus:
1)

Er erklärt 2 Begrifflichkeiten, nach denen in der Dezembersitzung 2009 gefragt wurde.

Der Tagesneuwert ist der unter Berücksichtigung der technischen Entwicklung maßgebliche Anschaffungswert zum jeweiligen Beschaffungszeitpunkt.  Der Begriff Tagesneuwert ist der Wiederbeschaffungswert.

Der Sachzeitwert ist der auf der Grundlage des Tagesneuwertes d.h., von Wiederbeschaffungsmaßnahmen/Wiederbeschaffungswerten unter Berücksichtigung des Alters und des Zustandes ermittelter Restwert eines Wirtschaftsgutes ergibt damit den Wert wieder, den ein gebrauchtes Wirtschaftsgut unter Berücksichtigung des aktuellen Neuwertes eines gleichartigen Gutes und seines Alters und Erhaltungszustandes verkörpert. 
2)

Herr Bürgermeister Bender verliest die eingegangene E-Mail von Herrn Stadtverordneten Becker (BL).

Text:

In der Zeitung war folgende Anzeige zu lesen: „Insolvenzversteigerung IFAB Technik GmbH“. Wie ist hier die Situation zu beschreiben, kommt hier auch das Gebäude und das Grundstück zur Versteigerung oder ist hier schon eine Fortsetzung durch die Lebenshilfe unter anderen Vorzeichen geplant? Wir erinnern hier an die Wirtschaftsförderungsleistung der Stadt Runkel.

Antwort durch Herrn Bürgermeister Bender:

Es wird dort weitergehen. Weiteres möchte Herr Bürgermeister Bender hierzu nicht sagen.

Wie ist die aktuelle Situation rund um das Thema „Kappesborder Berg“. Die Fraktionen haben ein Schreiben des Ingenieurbüros Staudt erhalten, gibt es dazu Neues zu vermitteln?

Antwort:

Herr Bürgermeister Bender hat zwei weiteren Ingenieuren zugesagt, dass sie das gleiche Recht erhalten wie das Unternehmen Staudt. Eventuell wird eine Sondersitzung zur Vorstellung der Konzepte aller Ingenieure einberufen. In der darauf folgenden Stadtverordnetenversammlung muss ein Beschluss über den Zuschlag herbeigeführt werden. 
Die gleiche Frage zur aktuellen Situation stellen wir zum Thema „Campingplatz“.

Antwort durch Herrn Bürgermeister Bender:
Mittels der Unterstützung des Kreises sind wir auf einem sehr guten Weg. Es wurden sehr intensive Gespräche über die Sanierung des Campingplatzes geführt. Es gibt die klare Zusage, dass, Stand heute, Fördermöglichkeiten von über 50 % bei der Umsetzung dieser Maßnahme, die in diesem Jahr nach der Sommerferienzeit abgeschlossen sein soll, bestehen. In dem Gesamtkonzept muss dargestellt werden, wie der Tourismusbereich durch diese Maßnahme nach vorne gebracht wird. 
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3)

Um ein Defizit auszugleichen, sieht der Haushaltsentwurf im Bereich des Abwassers eine Erhöhung vor. Die Sätze sind kostendeckend anzuheben d.h., der m³-Preis ist auf 2,40 € anzuheben. 

Um vorgenannte Anhebung nicht umsetzen zu müssen, hat sich der Bürgermeister zu dem Antrag auf Verkauf des Wasserleitungsnetzes entschieden. 
Das Vorhaben sieht vor, dass nicht das Tafelsilber verkauft wird, sondern nur das Wassernetz von der Übergabe der beiden Gewinnungsanlagen „Georg-Joseph und Ohlsborn“ bis zur Abnahme der Wasseruhr der Kunden. Die Wassergewinnung bleibt ausschließlich in der Zuständigkeit des Wasserverbandes Georg-Joseph bzw. der Stadt Runkel. 
Die Süwag Wasser GmbH garantiert einen m³-Preis von 2,10 €, festgeschrieben auf 5 Jahre. Anschließend darf der m³-Preis lediglich in Höhe der Inflationsrate steigen. Dies bedeutet, dass bei einer angenommenen Preissteigerungsrate von 2,5 % die Bürger nach 10 Jahren einen m³-Preis von 2,38 € zahlen müssten. Laut Vertragsentwurf verpflichtet sich die Süwag Wasser GmbH zur Lieferung von Wasser an alle Bürger, zur Beseitigung von eventuell auftretenden Schäden im Leitungsnetz, zum Bau der geplanten neuen Wasserleitung oder Sanierung der alten Leitung nach Schloss Dehrn. 
Die Süwag hat sich bereit erklärt, die Kosten (133.000,-- € oder 240.000,-- €) für den erforderlichen Bau der neu zu verlegenden Wasserleitung im Bereich zum Schloss Dehrn oder der Erneuerung der derzeit alten Leitung zu tragen bzw., wenn die Stadt die Maßnahme durchführt, die Auslagen an die Stadt zurückzuzahlen.
-Keine Schlechterstellung der Nutzung für Vereine/Dorfgemeinschaftshäuser.
-Die Rasenspielfelder werden wie bisher auch in Zukunft bewässert. 

-Die Duschen werden wie bisher Wasser geben.
Es wird eine vertragliche Regelung stattfinden, damit steuerrechtlich kein Verstoß begangen wird. 

Für die vorgenannten Leistungen entrichtet  lt. Vertragsvorentwurf das Unternehmen an die Stadt 2,5 Mio. Euro für 10, höchstens 20 Jahre. Dieses Vorhaben ist nicht genehmigungspflichtig, lediglich anzeigepflichtig. 
Was passiert mit dem Geld?

Der Vorschlag von Herrn Bürgermeister Bender (Antragsteller) lautet:

Von den 2,5 Mio. Euro mit einem Stiftungskapital von 1,5 Mio. Euro eine Stiftung zu gründen vor dem Hintergrund, dass das Stiftungskapital niemals überschritten werden darf. Die erwirtschafteten Zinsgewinne sollen für soziale, kulturelle und Umweltschutzmaßnahmen verwendet werden. 
Es sollen jedes Jahr 100.000,-- € zurückgestellt werden, damit nach 10 Jahren der Betrag von 1 Mio. Euro + Zinsen zur Rückzahlung zur Verfügung steht. Gleichzeitig entsteht der Effekt, dass wir von derzeit 1,5 Mio. Euro noch annähernd 1 Mio. Euro übrig behalten, die wir dann frei für Vorhaben in diesem oder nächstem Haushalt verwenden könnten. 
In 5 Jahren sparen Stand heute die Bürgerinnen und Bürger der Stadt Runkel 600.000,-- € Wassergeld. 
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Die Fa. Süwag trägt alle Maßnahmen (Betriebskosten, Umlagen, Investitionen, Aufwendungen an Zinsen, Tilgungen und Aufwandsentschädigungen) die derzeit von uns an den Verband gerichtet werden.
Wichtig in dem Vertrag ist die klare Verpflichtung, dass alle Bürgerinnen und Bürger mit Trinkwasser versorgt werden. 

 4)

Sportplatz Ennerich
Im Haushaltsplan 1990 wurde für das Investitionsprogramm 1990 – 1994 der Beschluss gefasst, dass im Jahr 1992 für den Sportplatz Ennerich 300.000,-- DM und im Jahr 1993 200.000,-- DM zur Verfügung gestellt werden, um den Platz entsprechend zu erneuern. 

Die Stadt Runkel ist im Bereich der Sportstätten ein gutes Stück weitergekommen. Herr Bürgermeister Bender bittet um Zustimmung der diesjährigen Realisierung zur Herstellung des Sportgeländes in Ennerich. 
Ausgehend von einem Herstellungsbetrag von 320.000,-- € ohne Abzug der Eigenleistung, die zurzeit nicht genau genannt werden kann, hat Herr Bürgermeister Bender eine Mitteilung von dem Unternehmen Kolmer & Fischer vorliegen, das aussagt, dass bei dieser Investitionssumme in Höhe von 320.000,-- € auf 10 Jahre, jährlich ca. 44.000,-- € zu entrichten wären. 
Herrn Bürgermeister Bender ist es eine Herzensangelegenheit, das 1990 auf den Weg gebrachte Investitionsprogramm in 2010 umzusetzen.
Herr Stadtverordneter Kuhlisch (BL) fragt Herrn Bürgermeister Bender, was er in der Sache „Wasserdeal“ davon hält, die Angelegenheit im Rahmen eines Bürgerentscheides entscheiden zu lassen. 
Herr Bürgermeister Bender entgegnet, dass das Recht besteht, aber genauso besteht das Recht des Bürgermeisters und davon hat er Gebrauch gemacht. 

Weiter führt Herr Kuhlisch aus, dass er sich darüber freut, dass das Investitionsprogramm wieder Bedeutung bekommt und fragt, wie lange rückwirkend das Investitionsprogramm durchforstet wird.  
Herr Bürgermeister Bender folgt nicht der Aussage, die lautet: „Investitionsprogramme sind angeblich nicht das Papier wert auf dem sie gedruckt stehen“. 

Herr Stadtverordneter Becker (BL) bittet Herrn Bürgermeister Bender um Einsicht in den Grundstückskaufvertrag. Diese Bitte ergibt sich aus der Niederschrift vom 25.11.2009 zum leidigen Thema Wasser Schloss Dehrn. 
Zitat aus Niederschrift:

Gemäß dem Grundstückskaufvertrag W. E. Schloss Dehrn GmbH/Dr. Luigi De Micco ist der Erwerber zur Wasserversorgung verpflichtet. 

Herr Bürgermeister Bender entgegnet, das was die Stadt zur Verfügung hat, stellt er auch der Stadtverordnetenversammlung zur Verfügung. Die Stadt verfügt über einen Vertrag zwischen Dr. De Micco und einer Privatperson. Diese Unterlagen kann er der Stadtverordnetenversammlung nicht an die Hand geben. 
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Herr Stadtverordneter Becker bezieht sich auf den gestellten Antrag, der einstimmig beschlossen wurde, dass Teil des Erschließungsvertrages ein Zusatz wird, nämlich der, dass diesem Vertrag eine Kopie des Grundstückskaufvertrages beigelegt wird aus dem hervorgeht, wer für die Wasserversorgung zuständig ist. Wenn dieser Vertrag nicht vorliegt, dann dürfte der Erschließungsvertrag von der Stadt nicht unterschrieben worden sein. 
Herr Bürgermeister Bender sagt aus, dass noch keine Rechtskraft eingetreten ist und er momentan nichts weiter erläuternd sagen kann. 
Nachdem keine weiteren Fragen vorliegen, schließt Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach um 21.10 Uhr die Sitzung.

(Rosbach)




(Gabb)


Stadtverordnetenvorsteher


Schriftführerin










